Satzung
der Deutschen-Jugend-Kraft SV Mauritz 1906 e.V.
vom 07.12.2018
§ 1
Name , Sitz, Geschäftsjahr
1.
Der Verein führt den Namen DJK SV Mauritz 1906 e.V.
2.
Der Verein hat seinen Sitz in Münster/Westfalen.
3.
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2

Zweck, Aufgaben, Gemeinnützigkeit
1.
Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports.
Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch:

 a. Organisation eines geordneten Sport-, Spiel-, Übungs- und Kursbetriebes.

 b. Durchführung von Sport, sportlichen Veranstaltungen, sowie geeigneten

     Freizeitmaßnahmen.

 c. Beteiligung an Turnieren, Vorführungen und sportlichen Wettkämpfen.
 d. Einsatz von sachgemäß ausgebildeten Übungsleitern, Trainern und Helfern

     sowie deren Aus- und Weiterbildung.
2.
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke. Der Verein ist frei von allen wirtschaftlichen Interessen. Es darf keinem Mitglied aus dem Vermögen des Vereins, sei es durch Vertrag, sei es ohne Vertrag, ein wirtschaftlicher Vorteil zu Gute kommen, außer dass es selbst die o.a. Sportarten wie jedes andere Mitglied auszuüben berechtigt ist.
3.
Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder des Vereins dürfen in Ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereines erhalten. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
4.
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an die Kath. Kirchengemeinde Sankt Mauritz, Sankt-Mauritz-Freiheit 25, 48145 Münster, zur Verwendung für Sportpflege in christlicher Gemeinschaft.

§ 3

Erwerb der Mitgliedschaft
1.
Der Verein besteht aus ordentlichen und Ehrenmitgliedern. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden.
2.
Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern auf Lebenszeit ernennen.
3.
Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den Vorstand gerichtet werden soll.
Bei beschränkt Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist der Antrag auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterschreiben. Dieser verpflichtet sich damit zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge für den beschränkt Geschäftsfähigen.
4.
Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen. Der Tag der Eintragung in die Mitgliederliste gilt als Aufnahmeantrag.
§ 4

Beendigung der Mitgliedschaft
1.
Die Mitgliedschaft endet:
a) durch Auflösung des Vereins;
b) mit dem Tod des Mitglieds;
c) durch schriftliche Kündigung;
d) durch Ausschluss;
e) durch Streichung von der Mitgliederliste.
2.
Die Kündigung erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand zum Ende des Kalenderjahres mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. Bei beschränkt Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist die Kündigung auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterschreiben.
Im Falle der Kündigung erfolgt keine Beitragsrückerstattung.
3.
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es trotz zweifacher schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitgliederbeiträgen oder von Umlagen im Rückstand ist.
4.
Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, kann es durch den Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung muss der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben.
§ 5

Mitgliedsbeiträge
1.
Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben, die durch den Vereinszweck gedeckt und erforderlich sind, oder zur Beseitigung finanzieller Schwierigkeiten des Vereins können Umlagen erhoben werden. Diese dürfen den jeweiligen Jahresbeitrag nicht überschreiten. Zudem können Aufnahmegebühren erhoben werden.
2.
Höhe und Fälligkeiten, Jahresbeiträge und Umlagen werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt. Näheres regelt die Beitragsordnung Über Aufnahmegebühren entscheidet der Sportrat. Näheres regelt eine Geschäftsordnung.
3.
Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen oder Umlagen befreit.
4.
Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise erlassen oder stunden.
§ 6

Rechte und Pflichten der Mitglieder
1.
Die Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen und Anlagen des Vereins zu benutzen und in den Abteilungen des Vereins Sport zu treiben, sowie an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.
2.
Die Mitglieder haben im Rahmen ihrer Betätigung im Verein die vom Vorstand erlassene Sport- und Hausordnungen zu beachten.
§ 7

Organe des Vereins
Organe des Vereins sind der Vorstand, der Sportrat und die Mitgliederversammlung.
§ 8
Vorstand
1.
Der geschäftsführende Vorstand gem. §  26  BGB besteht aus dem:

-1. Vorsitzenden

-2. Vorsitzenden

-3. Vorsitzenden
2.

Der erweiterte Vorstand setzt sich zusammen aus dem:
-1.Geschäftsführer

-2. Geschäftsführer

- Kassierer
- Schriftwart

- Technische Leiter

- Pressewart

- Vereinsjugendleiter
- bis zu 3 Beisitzer (ohne Stimmrecht)

3.

Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder aus dem geschäftsführenden Vorstand gemäß
§ 26 BGB vertreten. Sie sind bei der Ausübung ihrer Funktionen an den Mehrheitsbeschluss des Gesamtvorstandes gebunden.

§ 9

Zuständigkeit des Vorstands
1.
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind oder werden. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
a)Vorbereitung und Ausführen von Beschlüssen der Mitgliederversammlung;
b)Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung;
c)Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellen des Jahresberichts;
d)Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.
e)Entscheidungen über entgeltliche Vereinstätigkeit auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder 

   gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG.
§ 10

Wahl und Amtsdauer des Vorstands
1.
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren, gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden, die mindestens seit 2 Jahren Mitglied des Vereins sind. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandmitglieds.
2.
Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen.
§ 11

Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands
1.
Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden bzw. dem 3. Vorsitzenden, einberufen werden; die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden.
2. 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens vier seiner Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des 2. bzw. des 3. Vorsitzenden.
3.
Der Vorstand kann in schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen.
4.
Der Vorstand kann zu seiner Beratung Mitglieder heranziehen. Ansonsten führt der Vorstand die Geschäfte nach der Geschäftsordnung.
§ 12
Der Sportrat
Der Sportrat besteht aus

‑dem Vorstand

‑den Abteilungsleitern

Jeder Abteilungsleiter hat eine Stimme. Für Abteilungen, die über 50 Mitglieder zählen, hat der Abteilungsleiter eine weitere Stimme für je 50 Mitglieder. Ein Abteilungsleiter darf maximal eine Stimme weniger als Vorstandsmitgliederstimmen auf sich vereinigen. Die Aufgaben des Sportrats werden durch die Geschäftsordnung geregelt.

§ 13

Abteilungen

Die Sportarten des Vereins werden in Abteilungen durchgeführt. Für die sportliche Leitung und Verwaltung der Abteilungen ist der Abteilungsleiter bzw. der Abteilungsvorstand verantwortlich. Die Abteilungsleiter vertreten den Verein im Rahmen der sich aus der Geschäftsordnung ergebenden Aufgaben.
Die Abteilungsleiter bzw. der Abteilungsvorstand werden durch die Abteilungsversammlung gewählt. Für die Wahl und eine gegebenenfalls erforderliche Vertreterbestellung gelten die Bestimmungen der §§ 8 und 14 sinngemäß. Für die Durchführung des Sportbetriebs werden den Abteilungen im Rahmen des Haushaltsplanes Mittel bereitgestellt. Einzelheiten regelt die Geschäfts- und Finanzordnung.

§ 14
Mitgliederversammlung
1.
In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied über 16 Jahre Stimmberechtigung. Auch die Mitglieder unter 16 Jahren sind stimmberechtigt. Ihre Stimmberechtigung wird durch deren gesetzlichen Vertreter ausgeübt.
2.
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:
a)Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr;
b)Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands;
c)Entlastung des Vorstands;
d)Festsetzung der Mitgliedsbeiträge durch eine Beitragsordnung
e)Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands;
f) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Auflösung des Vereins;
g)Ernennung von Ehrenmitgliedern;
h)Beschlussfassung über die vom Vorstand für die Versammlung aufgestellte Tagesordnung.
i)Beschlussfassung über die Geschäftsordnung.
§ 15
Einberufung der Mitgliederversammlung
1.
Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen schriftlich durch Aushang am Platz und Platzierung auf der Internetseite sowie durch Bekanntgabe durch die Abteilungsleiter  unter Angabe der Tagesordnung einberufen.

Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest.
2.
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Ergänzung bekannt zu geben.
§ 16
Außerordentliche Mitgliederversammlung
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn 1/10 der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.
§ 17
Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
1.
Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 1.Stellvertretenden Vorsitzenden oder von dem Kassierer geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussionen einem Wahlausschuss übertragen werden. Sie ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.
2.
Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn 1/3 der stimmberechtigten Mitglieder dies beantragen.

3.
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist jedoch die Mehrheit von ¾ der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von 9/10 erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden.
4.
Bei Wahlen ist gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.
5.
Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, das vom jeweiligen Schriftführer zu unterzeichnen ist.
§ 18
Jugendsatzung
1)Name und Mitgliedschaft
Die Vereinsjugend im Sportverein DJK SV Mauritz von 1906 e.V. bilden alle Vereinsmitglieder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr und alle Mitarbeiter/innen, die regelmäßig und unmittelbar in der Vereinsarbeit tätig sind.
2) Aufgaben und Ziele
Die Vereinsjugend ist Jugend- und gesellschaftspolitisch aktiv. Sie will jungen Menschen ermöglichen, in zeitgemäßen Gemeinschaften Sport zu treiben. Darüber hinaus soll das gesellschaftliche Engagement angeregt, die Jugendarbeit im Verein unterstützt und koordiniert, und zur Persönlichkeitsbildung beigetragen werden.
3) Die Jugendversammlung
Die Jugendversammlung ist das oberste Organ der Vereinsjugend. Sie tritt mindestens einmal im Jahr zusammen und wählt den Vereinsjugendausschuss. Dieser besteht aus:
der oder dem Vereinsjugendleiter/in
der oder dem Vereinsjugendsprecher/in
weiteren Mitarbeiter/innen.
Die Mitglieder des Jugendausschusses werden auf ein Jahr gewählt; gewählt ist, wer die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Vereinsjugendsprecher/in dürfen bei der Wahl das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

4) Jugendausschuss

Der oder die Vereinsjugendleiter/in hat den Vorsitz im Jugendausschuss, ist beratendes Mitglied im Vereinsvorstand und vertritt die Vereinsjugend nach innen und außen. Er oder sie leitet die Jugendausschusssitzungen, bei denen die Jugendarbeit geplant und koordiniert wird.
5) Jugendkasse
Die Vereinsjugend ist verantwortlicher Empfänger der Zuschüsse für jugendpflegerische Maßnahmen. Die Jugendkasse wird vom Jugendausschuss geführt.
6) Gültigkeit und Änderung der Jugendsatzung
Die Jugendsatzung muss von der Jugendversammlung mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlossen und vom Vereinsvorstand mit einfacher Mehrheit bestätigt werden. Das Gleiche gilt für Änderungen. Die Jugendsatzung bzw. Änderungen der Jugendsatzung tritt/treten mit der Bestätigung durch den Vereinsvorstand in Kraft.
7) Sonstige Bestimmungen
Sofern in der Jugendsatzung keine besonderen Regelungen enthalten sind, gelten jeweils die Bestimmungen der Vereinssatzung.
§ 19
Sonstiges
Sollten einzelne Punkte in dieser Satzung nicht geregelt sein, so gelten ergänzend zur Satzung die gesetzlichen Bestimmungen des BGB (Bürgerliches Gesetzbuch).
